
Abschrift . 
2 D 622/56. 

Im .Va me n des Deutschen Volkes 

In der Strafsache gegen den Steuerberater Dr. S 
im Strajgefängnís Berlin=Tegel in Untersuchungshaft, 

wegen versuchter Hassenschande, 
hat das He icnsgericht , ZWeiter .StrajSenat , in der Sitzung vom 

7. Januar 1937, an welcher teilgenommen haben 
als Btenter: . 

der Re íehsgerichtsrat Dr. Schwarz als Pbrsitzender, 
die Re ichsger icNtsräte Dr. Xlimmer, Vogt, Dr. Fall 
und der ßammergerichtsrat Rasche , 

als Beamter der .Staatsanwaltscnaftt 
der Erste Staatsanwalt Ekel, 

als 0rkundsbeamter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Günzel, 

für Recht erkannt: 
Die Revision des Angeklagten gegen das Ur teil des Landgerichts 

in B e r 1 i n vom 7. Juli 19}6 wird. verworfen. 
Dem Beschwerdeführer werden die Kosten des Hechtsmittels 0 uf= 

erlegt. 

8 

Von Rechts wegen. 

Gründe . 

Der Angeklagte , der Volljude ist , hat in einer Nacht im März l9}6' 
die Krankenschwester VAG , eine Staats angehörige deutschen Blutes, 
mit der er seit dem Jahre 1935 ein Freundsehajtsverhältnis unterhalten, 
vor dem INkrafttreten des Blutschandegesetzes auch mehnfaeh bereits Ge- 
schlechtsverkehr gehabt hatte, mit in seine Wohnung genommen. In dem 
von ihm als Wbhn=und Schlafzimmer benutzten Raum hat die VAG | Kle in 
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Unterwäsche , Hfiftgürtel, Strümpfe und Schuhe ausgezogen, der Ange= 
klagte war damit einverstanden und auchlseinersetts bereit und wil: 
Jens mit der VAG | geschlechtlich zu verkehren. Einige Minuten 
später begehrte ein Bann, der den Angeklagten und die V auf 
der Straße erkannt hatte und ihnen gefolgt war, Eintritt In das Zim= 
mer und später nahm ein Polizeibeamter eine Durchsuchung des Zimmers 
vor. .Haß es zur Ausübung des Geschleehtsverkehrs gekommen ist, hat 
nicht festgestellt werden können. 

Die Verurteilung des Angeklagten wegen versuchter Hassenschande 
gibt zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. 

Die Revisíonsbegründung vom 19. August l§ß6' ist nicht innerhalb 
der in § 345 StPO. bestimmten Frist eingegangen. Sie enthält im Uhr t= 
gen in völliger Verkennung des Wesens des Rechtsmittels der Revision 
in großem Umfange nur Angriffe gegen die Beweíswurdigung und die tat= 
sächlichen Feststellungen des angefochtenen Urteils, die von dem Re: 
vísionsgericht nicht beachtet werden können (§§ 261, §37 StPO.). 

Im einzelnen ist auf folgendes hinzuweisen: 
Die Strafkammer hat die Frage, ob der Angeklagte JUde und. die 

Staats angehörige deutschen Blutes ist, in ausreichender Hais v. 
geprüft. 

| 

D i e  Auffassung der  R e v i s i o n ,  daß als Geschlechts verkehr nur der 
Be schlaf anzusehen s e i  , i s t  verfehl t .  Der Begriff Geschlechts verkehr 
umfaßt v ie lmehr :war n ich t  jede unzüchtige Handlung, aber auch n ich t  . 

nur den Be isch la f ,  sondern a l lgemein  a l le  geschlecht l ichen Betättgune 
gen m i t  e inem Angehörigen des anderen Geschlechts, d i e  nach der Ar t  
i h re r  Vornahme bestiøwzt s i n d ,  an  S t e l l e  des Be schlafs der  Be f r ied i -  
gung des GeschleehtStr iebes mindestens des einen Te i l es  zu dienen(2'26. 
GSI„"8t .4/36 vom 9.Dezember 19.56 RGSt.Bå.?O $.375). Daß der« Angeklagte mit dl 
V» in diesen Sinne außer-eheliChen Geschlechts verkehr veruben soll 
t e ,  kann nach dem f es tges te l l t en  Sachverhalt n ich t  zweifelhaft se i n .  
Ob d i e  beabs i ch t i g ten  hhndlungen beisehlafsähnlieh waren,  kann dahin=. 
ges te l l t  b le iben .  Der Begrif f  der betschlafsähnlichen Handlungen i s t  

- w i e  i m  H i n b l i c k  auf d i e  in: Schrifttum vertreteNe abweichende .4 uff= 1 

fassung hervorgehoben werden :naß - für d i e  Abgrenzung des Begri f fes 
Geschlechts verkehr gegenüber den unzüchtigen Handlungen n i c h t  zu vor= 
wer ten .  Es i s t  i n  der  .Rechtsprechung zum § 175 a.F'. StGB. ausgebildet 
worden, zu e iner  S t ra f ta t ,  d i e  m i t  der  h i e r  in '  Betracht kommenden 
nicht verg l i chen  werden kann. Der Sprachgebrauch kennt außer dem 
natür l ichen Geschlechts verkehr ,  dem BeiSchla f ,  den regelwidr  gen, 
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er teten, der an Stelle des natürlichen der Erregung oder Befriedigung 
des Geschlechtstriebes dienen soll . Dieser umfaßt auch besonders ab: 
stqflende Ar ten, die keineswegs dem Beischlaf ähnlich sind. ES wurde 
dem «Sinn des Gesetzes und dem gesuNden Vblksempjinden nicht entspre= 
Chen,wenn Hassenschande durch derartige Handlungen straflos bleiben und Ja 
durch .geradezu ein Anreiz geschaffen wurde, den widernaturlichen Vor= 
kehr in einer nicht beisehlafsähnltehen Form auszuüben. Hätte das Ge: 
setz eine Beschränkung auf einzelne Ar ten des regelwidrigen. Ge- 
schlechtsverkehrs gewollt, etwa auf die, die einen natürlichen vorbe- 
reiten sollen, oder auf solche, die dem Beischlaf in der Art der Aus: 
Übung ähnlich sind, so hätte es das sicherzum Ausdruck gebracht. ES 
spricht aber ganz allgemein von Geschlechts verkehr. 

Rechtlich verfehlt sind auch die Ausführungen der Revision, der 
Angeklagte habe noch keinen Versueh des Verbrechens der Rassenschande, 
sondern nur Forbereitungshandlungen dazu begangen, da es zwischen ihm 
und der VAG noch nicht zu einer körperlichen Annäherung gekommen 
sei. 

Der zweck des Blutechutzgesetzes ist, wie schon der ahme des* Ge: 
setzes und sein VOrsprach zeigt,' die Sicherung und Re inerhaltung des 
deutschen Blutes vor dem weiteren .Eindringen artfremder und darum 
schädlicher Rassebestandteile und der Sehutz der deutschen .Ehre, der 
Rassenehre des deutschen Volkes. Bas Gesetz schützt nicht die Rassen: 
ehre und die Hassereinheit des einzelnen deutschen Valksgenossen, 
sondern die Hasser ehre des deutschen Volkes und verbietet aus diesem 
Grunde u.a. den aaßereheltchen Geschlechts verkehr zwischen Juden und 
Staatsangehörigen deutschen oder artuerwandten Blutes. 

Bloße Vorbereitungshnndlungen d.h. Handlungen, die die AusJUh= 
rung des beabsichtigten Geschleehtsverkehrs nur ermöglichen oder er= 
leichtern sollen, genügen zur Annahme eines strafbaren Versuchs nicht. 
Erforderlich ist ~vielmehr, daß der Väter begonnen hat, eine zum gesetg 
liehen Tatbestand des beabsichtigten Verbrechens gehörige Handlung 
auszuführen, oder doch eine solche, die vermöge ihrer notwendigen 
ZUsammengehörigkeit mit einer Tatbestandshandlung nach der natürlichen 
Auffassung als deren Bestandteil erscheint (vgl. u.a. RGSt.Bd. 51 
s. 341 .ff., Bd.54 S. 35; Bd. -54 .s. 254; Bd. 59 s. 157; Bd.7O .$.202). 
Deshalb' kommt es darauf an, was der Täter zur Vollendung seines ver- 
brecherischen Ehtschlueses tun wollte, und ob er zu diesem Zwecke 
eine Handlung vorgenommen hat , welche tatsächlich oder doch wenigstens 
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nach seiner Vorstellung auf die unmittelbare Verwirklichung der von 
ihm beabsichtigten Straftat gerichtet war. Stellen die von ihm in 
Ausführung seines Ent8chlusses vorgenommenen einzelnen Handlungen 
sich nach der natürlichen Auffassung in ihrer Gesamtheit als eine 
einheitliche Angríffshandlung auf das geschützte Rechtsgut dar, dur 
die dieses objektiv oder wenigstens nach der Vorstellung des 'Täters 
unmittelbar gefährdet wurde, so liegt nicht mehr eine bloße Forbereß 
tung, sondern bereite ein Versuch vor. 

Ein solcher ist im vorliegenden Falle ausreichend nachgewiesen. 
Der Angeklagte hat die V zum Zwecke der Vollziehung des Bei= 
schlafe mit in sein Schlafzimmer genommen, er hat sich den Rock aus= 
gezogen und geduldet, daß die V[ least alle Bekleidungsstucke 
ablegte. Er hat seinen verbrecherischen willen schon so weit auege= 
.führt, daß es - wie die Strafkammer .feststellt ohne das EingreifeN 
der anderen Personen mit der größten Wahrscheinlichkeit zum Gesehlnfi 
verkehr gekommen wäre, daß das beabstehtigte Verbrechen unmittelbar í 

vor seiner Vollendung stand. Bei einer solchen Sachlage kann von bla 
den Vprbereitungshandlungen auch dann nicht mehr die Rede sein, wen 

noch nicht zu einer kånperliehen Berührung gekommen ist. 
geh. Schwarz. Klammer. Vogt. 

Dr.Full. 
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